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Zustimmung zu einem Erbteilungsvertrag

Ausgangslage und Fragestellung

Für zwei von insgesamt neun erwachsenen Geschwistern besteht bei unterschiedlichem Grad einer geistigen Behinderung eine vormundschaftliche Massnahme. Der eine ist verbeiständet  (Art. 394 ZGB), der andere bevormundet (Art. 369 ZGB). Vor einem Jahr ist der Vater verstorben, die Mutter schon früher. Im Rahmen der Erbteilung, die durch einen Erbvollstrecker einer Bank vorbereitet wird, entstand eine Kontroverse um ein Darlehen in der Höhe von Fr. 50'000.- das der Vater einem der Söhne gewährt haben soll zum Kauf einer Eigentumswohnung. Der Darlehensnehmer macht geltend, ca. Fr. 40'000.- des Darlehens bereits zurückbezahlt zu haben, da er die Wohnung, für die das Darlehen bestimmt war, nicht erwerben konnte. Die Rückzahlungen können jedoch nicht einwandfrei belegt werden. Die sechs nicht unter einer vormundschaftlichen Massnahme stehenden Geschwister und der verbeiständete Bruder haben in einer Erklärung bezeugt, dass sie davon ausgehen, dass das Darlehen mehrheitlich zurückbezahlt sei und dass sie auf eine Rückzahlung verzichten. Diese Erklärung wurde vom Willensvollstrecker der Vormundschaftsbehörde zur Zustimmung für den bevormundeten Bruder unterbreitet.
Der Nachlass beträgt ca. Fr. 500'000.-. die beiden Brüder unter einer vormundschaftlichen Massnahme sind ca. 50 Jahre alt und leben bei verschiedenen Bauernfamilien, wo sie gegen Kost und Logis einfache Arbeiten verrichten. Beide beziehen eine IV-Rente und EL im Gesamtbetrag von je Fr. 1473.-. Dank der bescheidenen Lebensweise resultieren monatliche Einnahmenüberschüsse, was sich bis heute in Ersparnissen von je ca. Fr. 150'000.- niederschlägt.
Der VB-Sekretär erkundigt sich, ob die VB der Erklärung der Geschwister im Namen des bevormundeten Bruders und dem entsprechenden Erbteilungsvertrag zustimmen könne oder ob sie im Interesse des Bevormundeten mangels Beweisen auf der Rückzahlung des Darlehens von Fr. 50'000.- bestehen müsse.
Erwägungen
1. Der verbeiständete Bruder kann die Zustimmung zur Verzichtserklärung kraft seiner unangetasteten Handlungsfähigkeit selber erteilen. Dabei handelt es sich zweifellos um eine Verfügung, die über die gewöhnliche Verwaltung i.S. von Art. 419 Abs. 1 ZGB hinausgeht. Er muss allerdings zu einer sachgemässen Entscheidung fähig sein. Fähig i.S. von Art. 419 Abs. 2 ZGB ist ein Verbeiständeter dann, wenn er in Kenntnis der konkreten Umstände Inhalt und Tragweite der in Frage stehenden Aktion genügend beurteilen und – allenfalls nach Darlegung durch den Beistand – Vor- und Nachteile abwägen und für sich werten kann (BSK-ZGB I, Biderbost Art. 419 ZGB N 17).
2. Der Vormund des entmündigten Bruders hat nach Art. 367 Abs. 1 ZGB dessen ge-samten persönlichen und vermögensrechtlichen Interessen zu wahren. Er hat dem-nach im Lichte dieser Bestimmung und unter Würdigung der gesamten Umstände seine Zustimmung zur Erklärung der übrigen Geschwister zu erteilen oder zu ver-weigern. Da die Erklärung der Geschwister sich direkt auf den Erbteilungsvertrag auswirkt, welcher fraglos der Zustimmung der VB bedarf, ist vom Vormund „vorfrageweise“ auch die Zustimmung der VB zu dieser Erklärung einzuholen.
3. Die Zustimmung zur Erklärung der Geschwister bewirkt auch für den Fall, dass der Darlehensnehmer ca. Fr. 40'000.- des Darlehens von ursprünglich Fr. 50'000.- zurückbezahlt hat, dennoch eine Vermögensverminderung in der Höhe von ca. Fr. 1'000.- pro Geschwister. Da Beweise für die Rückzahlung fehlen, könnte eine maximale Vermögensverminderung von ca. Fr. 5'500.- resultieren. Dieser Betrag ist „vorsichtshalber“ der Gesamtwürdigung zugrunde zu legen.

4. Angesichts der Tatsache, dass der laufende Lebensunterhalt des Bevormundeten durch seine Tätigkeit auf dem Bauernhof gedeckt ist und die Einkünfte aus IV-Rente und EL im Gesamtbetrag von Fr. 1'473.- monatlich zur Zeit und bis auf weiteres kaum ange-tastet werden müssen und die Ersparnisse von zur Zeit Fr. 150'000.- voraussichtlich weiter anwachsen, sowie angesichts der Tatsache, dass auch bei einem Verzicht auf Rückzahlung des nicht restlos geklärten Darlehens aus dem Nachlass noch ca. Fr. 55'000. anfallen und die Gesamtvermögenslage der bevormundeten Person weiter verbessern, erscheint eine Zustimmung zu dieser Erklärung aus vermögensrechtlicher Sicht vertretbar. Auch wenn der Bevormundete seinen Lebensunterhalt eines Tages aus Alters- und/oder Krankheitsgründen nicht mehr selber erwirtschaften kann, werden die Einnahmen aus IV-Rente und EL den bescheidenen Lebensbedarf voraus-sichtlich decken können und die Ersparnisse und das Vermögen aus dem Nachlass bleiben als Reserve für eine allfällige spätere Alters- oder Pflegeheimunterbringung erhalten.
5. In die Beurteilung dürfen auch nicht monetäre Gesichtspunkte einbezogen werden. Wenn sich 7 von neun Geschwistern einigen und einem Bruder vertrauen und auf eine Rückzahlung eines Darlehens verzichten, sollte die offenbar ungetrübte Beziehung unter den Geschwistern vom Vormund und von der Vormundschaftsbehörde nicht ohne Not aufs Spiel gesetzt werden.
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